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I. Überblick über politische Fragen und 
Entwicklungen

Schwerpunkte des maltesischen Vorsitzes im Minister-
komitee des Europarats waren vor allem die Diskussion
der zukünftigen Rolle des Europarates im europäischen
Umfeld und die Reformbemühungen beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR). Die Erörterun-
gen zur Rolle des Europarates wurden vor dem Hinter-
grund der Überlegungen für einen dritten Europaratsgip-
fel der Staats- und Regierungschefs, insbesonders auch
im Hinblick auf die Entwicklungen in der Europäischen
Union (Erweiterung zum 1. Mai 2004; EU-Verfassungs-
diskussion) geführt. Angesichts des weiter steigenden
Verfahrensaufkommens beim EGMR wurde die Not-
wendigkeit einer grundsätzlichen Verfahrensreform un-
abweisbar; mit der Ausarbeitung eines Ergänzungs-
protokolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) wurde im Berichtszeitraum begonnen. 

Weiterhin unter kritischer Beobachtung blieben die politi-
schen Entwicklungen in den Mitgliedstaaten, dies beson-
ders unter Menschenrechts- und Demokratiegesichts-
punkten. Serbien und Montenegro wurde im April 2003
als 45. Mitgliedstaat in den Europarat aufgenommen, al-
lerdings unter zusätzlicher Verpflichtung auf eine Reihe
von Gesetzesreformen und eine verbesserte Zusammenar-
beit mit dem Haager Strafgerichtshofs für das frühere Ju-
goslawien. Kontinuierlich verfolgt wurde die Erfüllung
der Nachbeitrittsverpflichtungen der Beitrittsländer, ins-
besonders in Ost- und Südosteuropa sowie im Südkauka-
sus. Die Lage in Tschetschenien, die sich unter politi-
schen wie menschenrechtlichen Aspekten weiterhin als
besorgniserregend darstellte, blieb zentraler Punkt der
Europaratspolitik gegenüber Russland, gerade auch vor
dem Hintergrund des tschetschenischen Verfassungsrefe-
rendums im März 2003. Die Rechtsexperten des Europa-
rates im Büro des russischen Menschenrechtsbeauftragten
für Tschetschenien in Znamenskoje wurden allerdings aus
Sicherheitsgründen im April 2003 abgezogen; seitdem
gestaltete sich die Zusammenarbeit auf substanziell abge-
stufter Ad-hoc-Basis.

II. Generalsekretär

Generalsekretär Schwimmer führte die von ihm begonnen
Innenreformen bei der Programmarbeit, der neuen Perso-
nalpolitik und in der Öffentlichkeitsarbeit fort und trat mit
Überlegungen zur Rolle des Europarates innerhalb des
europäischen Institutionengefüges an die Öffentlichkeit.
Dem Anliegen, den Europarat als wichtigen Partner und
Garant gesamteuropäischer Standards auch nach außen
darzustellen, dienten zahlreiche Arbeitsbesuche in die
Europaratsmitgliedstaaten.

III. Ministerkomitee

Von November 2002 bis Mai 2003 lag der Vorsitz im Mi-
nisterkomitee des Europarates bei Malta, das sich zwei
Schwerpunkte für seine Arbeit gesetzt hatte:

– Intensivierung der inter-gouvernementalen gesamteu-
ropäischen Zusammenarbeit in den Kernbereichen des
Europarates,

– Stärkere Interaktion mit den anderen europäischen Or-
ganisationen (EU, OSZE, Regionalorganisationen).

Serbien und Montenegro wurde am 26. März 2003 offi-
ziell als 45. Mitglied in den Europarat aufgenommen.
Wie bereits seit 2002 für Bosnien-Herzegowina wird die
Erfüllung der bei der Aufnahme übernommenen Ver-
pflichtungen und die Umsetzung der Kooperationspro-
gramme seitdem von der zuständigen Berichterstatter-
gruppe des Komitees der Ministerbeauftragten (KMB)
überwacht. Die Erfüllung ähnlicher Verpflichtungen
durch die Länder des Südkaukasus (Armenien, Aserbaid-
schan und Georgien) wurde weiterhin, z. T. in spezifisch
dafür geschaffenen Monitoring-Strukturen des KMB lau-
fender Kontrolle unterzogen. Die Lage in Tschetschenien
wurde im KMB kontinuierlich verfolgt. Kritische Beach-
tung fanden nicht zuletzt Vorbereitung und Durchführung
des tschetschenischen Verfassungsreferendums im März
2003, von dessen Beobachtung der Europarat – aus politi-
schen wie aus Sicherheitsgründen – Abstand nahm; an
das Ergebnis des Referendums (Annahme des tschetsche-
nischen Verfassungsentwurfes) knüpfte der Europarat
– bislang weitgehend unerfüllt gebliebene – Erwartungen
an eine Wiederherstellung von Recht und Gesetz und de-
mokratischen Strukturen in Tschetschenien.

Mit Blick auf den für die zweite Jahreshälfte 2003 bevor-
stehenden moldauischen Vorsitz im Ministerkomitee wur-
den die politische Entwicklungen und der Stand der Über-
nahme des Europarat-Acquis in Moldau besonders
intensiv verfolgt. Neben einem Kooperationsprogramm
wurde – auf der Basis mehrerer Briefwechsel zwischen
dem Vorsitzenden des Ministerkomitees und dem
moldauischen Staatspräsidenten  im März/April 2003 –
ein Zeitplan für einen verstärkten politischen Dialog zu
den wesentlichen Reformdossiers vereinbart. Für das alle
Mitgliedstaaten umfassende, themenbezogene Monito-
ring des KMB wurden im Berichtszeitraum zwei neue
Themen (Gewissens- und Religionsfreiheit/Gleichberech-
tigung von Frauen und Männern) ausgewählt. 

Schwerpunkte der 112. Ministertagung am 14./15. Mai
2003 in Straßburg unter Vorsitz des maltesischen Außen-
ministers Borg waren Erörterungen zu Umfeld und Per-
spektiven eines möglichen dritten Europaratsgipfels, da-
mit verbundene Fragen nach Rolle und Stellenwert des
Europarates bei der Entwicklung eines „Europas ohne
Trennlinien“ sowie die Reform des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR). Eine Mehrzahl
der Mitgliedstaaten sprach sich für einen Europaratsgip-
fel im Frühjahr 2005 aus. Zur Gerichtshofreform verab-
schiedete die Ministertagung eine Erklärung zur „Ge-
währleistung der langfristigen Effektivität des EGMR“,
in der dem KMB ein Auftrag zur Erarbeitung eines Zu-
satzprotokolls zur Europäischen Menschenrechtskonven-
tion (bis zur 114. Ministertagung im Frühjahr 2004) er-
teilt wurde. Als weitere Themen standen der Beitrag des
Europarates im Rahmen der internationalen Maßnahmen
zur Bekämpfung des Terrorismus sowie der Fortgang der
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Arbeiten an einer Europaratskonvention zum Menschen-
handel auf der Tagesordnung. Anlässlich der Minister-
tagung lagen das Änderungsprotokoll zum Überein-
kommen vom 27. Januar 1977 zur Bekämpfung des
Terrorismus (ETS 190), das Zusatzprotokoll zum Straf-
rechtsübereinkommen über Korruption (ETS 191) sowie
das Übereinkommen über Umgang mit Kindern
(ETS 192) zur Zeichnung auf.

IV. Parlamentarische Versammlung (PV)
Im Berichtszeitraum fanden Plenarsitzungen der Parla-
mentarischen Versammlung im Januar, März/April sowie
Juni statt, die – für Deutschland – durch die durch den
Bundestag am 19. Dezember 2002 neu bestellte deutsche
Delegation (Vorsitz: MdB Bindig) wahrgenommen wur-
den. 

Zu den wichtigsten Sachthemen der Sitzungswoche vom
27. bis 31. Januar 2003 gehörten Tschetschenien, Irak so-
wie die Empfehlung eines EU-Beitritts zur EMRK
zwecks Schaffung eines kohärenten Rechtssystems zum
Schutz der Menschenrechte in Europa. Als Gastredner
traten u. a. der türkische Ministerpräsident Gül und der
österreichische Präsident Klestil auf.

Die Versammlung übte in der Tschetschenien-Debatte
scharfe Kritik sowohl an Gewalttaten tschetschenischer
Terroristen wie auch am Vorgehen der russischen Regie-
rung und rief beide Seiten erneut zu einer politischen
Lösung auf. Die Versammlung hielt die Rahmenbedin-
gungen für das geplante Verfassungsreferendum in
Tschetschenien für unzureichend, nahm aber von einer
expliziten Forderung nach Verschiebung des Referen-
dums Abstand. Resolution 1315 drückte allerdings die
Sorge aus, daß notwendige Bedingungen für die Durch-
führung des Referendums am 23. März 2003 nicht vorlä-
gen.

Zur Lage im Irak stellte die Versammlung in einer Dring-
lichkeitsdebatte fest, dass ein militärischer Eingriff ange-
sichts mangelnder Beweise über den Besitz von Massen-
vernichtungswaffen und der Beziehungen des Iraks zum
internationalen Terrorismus nicht gerechtfertigt sei. Eine
militärische Intervention zur Lösung des Irakkonfliktes
komme nur auf der Grundlage eines Mandates des UN-
Sicherheitsrates in Betracht.

Mehrheitlich unterstützte die Versammlung Empfehlun-
gen zum Beitritt der EU zur Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK), zur Einbeziehung der EU-
Grundrechtecharta und zum Verweis auf die EMRK in
einem künftigen EU-Verfassungstext.

In der Frühjahrssitzung der Parlamentarischen Versamm-
lung vom 31. März bis 4. April 2003 stand neben den Kri-
senpunkten Tschetschenien und Irak die Aufnahme Ser-
bien-Montenegros im Vordergrund. Gastredner waren der
bulgarische Ministerpräsident Simeon von Sachsen-Co-
burg-Gotha sowie der Parlamentspräsident von Serbien
und Montenegro Micunovic. 

Zu Tschetschenien übte die Versammlung erneut heftige
Kritik an den durch russische Sicherheitskräfte begange-

nen Menschenrechtsverletzungen, insbesonders an man-
gelnder Ahndung und Aufklärung von Übergriffen. Die
Versammlung drohte mit dem Einsatz eines Ad-hoc-Tri-
bunals für Tschetschenien.

Die Dringlichkeitsdebatte zum Irak verurteilte die militä-
rische Intervention der USA im Irak als völkerrechtswid-
rig. Die Versammlung forderte ein sofortiges Ende des
bewaffneten Konfliktes und eine friedliche Streitbeile-
gung im Rahmen der Vereinten Nationen.

Vom 28. bis 30. April 2003 kamen im Deutschen Bundes-
tag in Berlin das Präsidium, der Präsidialausschuss sowie
Ausschüsse der Parlamentarischen Versammlung des
Europarates (Politischer Ausschuss, Rechtsausschuss,
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Familie) zu Be-
ratungen zusammen (so genannte „Mini-Session“). Der
Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Familie führte
eine Anhörung zum Thema „Die Revidierte Europäische
Sozialcharta und das Europäische Sozialmodell“ durch.

In der Sommersitzung (23. bis 27. Juni 2003) beschäftigte
sich die Versammlung schwerpunktmäßig mit den Ergeb-
nissen des EU-Konventes und sprach sich nachdrücklich
für einen EU-Beitritt zur Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) aus. Die zügige Umsetzung der Er-
gebnisses des EU-Konventes und eine noch deutlichere
Sichtbarmachung der Rolle des Europarates im Rahmen
der EU-Regierungskonferenz wurden angemahnt. 

Weitere Sitzungsergebnisse: Scharfe Kritik der Versamm-
lung am US-Widerstand gegen den Internationalen Straf-
gerichtshof sowie an „unakzeptabler“ Behandlung der
Gefangenen unter US-Kontrolle in Guantanamo Bay. Die
Versammlung rügte die Durchführung der armenischen
Parlamentswahlen Ende Mai 2003 und thematisierte er-
neut die Lage der politischen Gefangenen in Aserbaid-
schan (wobei eine Abstimmung über eine sehr kritische
Empfehlung jedoch auf die Herbstsitzung verschoben
wurde). Gastredner war der slowakische Präsident
Schuster.

V. Europäischer Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR)

Der EGMR fällte im Berichtszeitraum einige grundle-
gende Urteile gegen Deutschland, die auch in der breite-
ren Öffentlichkeit rezipiert wurden:

– In der Beschwerde Saldiray Yilmaz gegen Deutsch-
land verurteilte der EGMR Deutschland wegen Verlet-
zung von Artikel 8 EMRK (Recht auf Familienleben).
Der EGMR stellte fest, dass die Ausweisung des Be-
schwerdeführers aus Deutschland angesichts seiner
begangenen Straftaten zwar nicht zu beanstanden, die
unbefristete Ausweisung aber unverhältnismäßig sei,
da hierdurch das Umgangsrecht mit den Kindern des
Beschwerdeführers verwehrt werde.

– In der Beschwerde Herz gegen Deutschland stellte der
EGMR fest, dass die Verweigerung der rechtlichen
Überprüfung der Entscheidung zur zwangsweisen Un-
terbringung des Beschwerdeführers in einer psychia-
trischen Klinik eine Verletzung von Artikel 5 (4)
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EMRK (Recht auf schnelle Entscheidung über die
Rechtmäßigkeit einer Inhaftierung) darstellte. 

– In der Beschwerde van Kück gegen Deutschland ver-
urteilte der EGMR Deutschland wegen Verletzung von
Artikel 6 (1) EMRK (Recht auf faires Verfahren) und
Verletzung von Artikel 8 EMRK (Recht auf Achtung
des Privatlebens). Der Antrag der Beschwerdeführe-
rin, die Kosten für eine geschlechtsumwandelnde
Operation von ihrer privaten Versicherung erstattet zu
bekommen, war abgelehnt worden. Der EGMR erach-
tete es als unverhältnismäßig, dass der Beschwerde-
führerin die alleinige Beweislast für die medizinische
Notwendigkeit der Operation auferlegt worden war.

Von grundsätzlicher politischer oder rechtlicher Bedeu-
tung waren im Berichtszeitraum insbesondere folgende
Urteile des EGMR:

– Am 16. Januar 2003 erklärte der EGMR mehrere Be-
schwerden gegen Menschenrechtsverletzungen durch
russisches Militär in Tschetschenien im Zeitraum 1999
bis 2000 für zulässig. Die Beschwerdeführer (Khas-
hiyev, Akayeva, Isayeva, Yusupova, Bazayeva und
Isayeva) machen die Verletzung von Artikel 2 (Recht
auf Leben), Artikel 3 (Verbot von Folter), Artikel 13
(Recht auf wirksame Beschwerde) EMRK sowie Arti-
kel 1 des ersten Zusatzprotokolls zur EMRK (Recht
auf Eigentum) geltend.

– In seinem Urteil vom 6. Februar 2003 im Fall Mamat-
kulov und Abdurasulovic gegen die Türkei hat der
EGMR zur Frage der Rechtsverbindlichkeit seiner
einstweiligen Anordnungen im Rahmen des Arti-
kels 39 der EGMR-Verfahrensordnung (VerfO) erneut
Stellung genommen. Auch nach der neuen Recht-
sprechung hat allein die Ankündigung oder auch tat-
sächliche Anrufung des Gerichtshofs noch keine
aufschiebende Wirkung – erforderlich ist eine entspre-
chende Anordnung des Gerichts.

– Am 13. Februar 2003 urteilte die Große Kammer des
EGMR, dass das Verbot der Refah-Partei in der Türkei
keine Verletzung von Artikel 11 EMRK (Recht auf
Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit) darstellte.
Die Auflösung und die Einschränkung politischer
Rechte wurde als „notwendig in einer demokratischen
Gesellschaft“ erachtet.

– Am 12. März 2003 rügte der EGMR in dem Be-
schwerdeverfahren Öcalan gegen die Türkei die Ver-
letzung von Artikel 5 (3 und 4) EMRK (Recht eines
Inhaftierten auf unverzügliche Vorführung vor ein Ge-
richt und schnelle Entscheidung über die Rechtmäßig-
keit der Inhaftierung), ferner die Verletzung von Arti-
kel 6 (1) EMRK (Recht auf einen fairen Prozess)
sowie die Verhängung der Todesstrafe in einem unfai-
ren Prozess als Verletzung von Artikel 3 EMRK (Ver-
bot der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigen-
der Strafe oder Behandlung). Andererseits kam der
EGMR einstimmig zu dem Schluss, dass keine Verlet-
zung von Artikel 2 EMRK (Recht auf Leben) oder Ar-
tikel 3 EMRK (Verbot der Folter) durch die Türkei
stattgefunden habe. 

Vor dem Hintergrund der Bemühungen, den Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) zu refor-
mieren und zu entlasten, verabschiedete das Ministerko-
mitee des Europarates während der 112. Ministertagung
am 14./15. Mai 2003 die Erklärung über die „Gewährleis-
tung der langfristigen Effektivität des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte“. Das Ministerkomitee
begrüßte dabei die vom Lenkungsausschuss für Men-
schenrechte des Europarats (CDDH) am 4. April 2003
unterbreiteten Reformvorschläge. Diese konzentrierten
sich auf die Bereiche: Verhinderung des Entstehens von
Beschwerden auf der Ebene der Mitgliedstaaten, Ent-
wicklung eines Filtermechanismus zur Behandlung
eingegangener Beschwerden und Beachtung/zügigere
Umsetzung von EGMR-Urteilen. Das Ministerkomitee
erteilte das Mandat, bis zur 114. Ministertagung im Früh-
jahr 2004 den Entwurf eines Änderungsprotokolls zur
EMRK auszuarbeiten.

VI. Kongress der Gemeinden und Regionen 
(KGRE)

Vom 19. bis 21. März 2003 fand in Strassburg die jährli-
che Frühjahrssitzung des Kongresses statt. Verabschiedet
wurden u. a. Empfehlungen und Resolutionen zum dritten
Europaratsgipfel, Verhaltenskodex bei Wahlen sowie zur
sozialen Kohäsion.

Vom 20. bis 22. Mai 2003 wurde in Straßburg die 10. Ple-
narsitzung des Kongresses durchgeführt. Im Mittelpunkt
stand die Bewertung der bisherigen Fortschritte bei der
Erarbeitung einer Konvention über regionale Zusammen-
arbeit, das Verhältnis zwischen EU und Europarat aus
dem Blickwinkel regionaler Zusammenarbeit sowie
Haushalts- und Strukturfragen. Der Deutsche Ulrich
Bohner wurde zum Nachfolger des Exekutivdirektors
Locatelli gewählt.

VII. Aus den einzelnen Aufgabengebieten 
des Europarates

1. Menschenrechtsfragen

a) Europäische Kommission gegen Rassismus und In-
toleranz (ECRI)

Auch im Berichtszeitraum setzte die Kommission
ihre Arbeit fort, Vorschläge zu erarbeiten und insbe-
sondere die Wirksamkeit der bereits ergriffenen
gesetzgeberischen, politischen und anderen Maß-
nahmen der Europarats-Mitgliedstaaten zur Be-
kämpfung von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit,
Antisemitismus und Intoleranz zu prüfen und zu be-
werten.

Im Rahmen ihres Aktionsprogramms zur Stärkung
der Beziehungen zur Zivilgesellschaft hat ECRI die
Reihe der Informationsveranstaltungen in den Mit-
gliedstaaten am 26. Februar 2003 in Portugal und
am 12. Juni 2003 in Litauen fortgeführt. Darüber hi-
naus fand am 21. März 2003 in Straßburg eine Ver-
anstaltung zum Thema „Regionale Lösungen zur
Bekämpfung von Rassismus“ statt.
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Da sich das Phänomen des Rassismus in den Mit-
gliedstaaten des Europarates sehr unterschiedlich
äußert, hat die Kommission im Rahmen ihres län-
derspezifischen Ansatzes die einzelnen Mitglied-
staaten durch Kleingruppen untersucht (Country-by-
Country-Arbeit). Die zweite Berichtsrunde wurde
mit der Veröffentlichung von sechs Berichten
(Country-by-Country-Reports) am 15. April 2003
fortgeführt.

b) Antifolterausschuss (CPT)

Der nach dem Europäischen Übereinkommen zur
Verhütung von Folter und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung oder Strafe errichtete Aus-
schuss führte im Berichtszeitraum seine Aufgabe
fort, durch Besuche die Behandlung von Personen
zu prüfen, denen die Freiheit entzogen ist, um erfor-
derlichenfalls den Schutz dieser Personen vor Folter
und unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung zu verstärken.

Im Rahmen ihres länderspezifischen Ansatzes ha-
ben Delegationen des CPT einer Vielzahl von Mit-
gliedstaaten periodische und auch Ad-hoc-Besuche
abgestattet und darüber dem CPT Bericht erstattet.

c) Minderheitenrecht

Der erste Kontrolldurchgang zum Umsetzungsstand
der von Deutschland übernommenen Verpflichtun-
gen aus dem Rahmenübereinkommen zum Schutz
nationaler Minderheiten war zu Beginn des Jahres
2003 mit Veröffentlichung einer Resolution des Mi-
nisterkomitees abgeschlossen worden. Darin wurde
der Bundesregierung bescheinigt, empfehlenswerte
Anstrengungen für die Unterstützung der nationalen
Minderheiten (in Deutschland Dänen, Sorben, Frie-
sen, deutsche Sinti und Roma) in den Bereichen
Erziehung, Medien und Kultur unternommen zu ha-
ben. Dem in einigen Punkten festgestellten Ände-
rungsbedarf wurde teilweise bereits Rechnung ge-
tragen (Verzicht eines Landes auf Erhebung von
Daten zum ethnisch begründeten Erscheinungsbild
von Beschuldigten einer Straftat). Zu einem anderen
Teil ist noch nicht absehbar, ob den Änderungswün-
schen (z. B. Verzicht auf Schließung von Schulange-
boten auch bei nachlassender Nachfrage) entspro-
chen werden kann. 

Für die Eröffnung des zweiten Kontrolldurchgangs
wird in Zusammenarbeit mit den Ländern und unter
Beteiligung der Organisationen der nationalen Min-
derheiten im Laufe des Jahres 2004 ein zweiter
Staatenbericht erstellt. 

2. Bekämpfung von Korruption
Die Staatengruppe gegen Korruption (GRECO)
nahm sechs Evaluierungsberichte der ersten Evalua-
tionsrunde (Ungarn, Niederlande, Tschechische Re-
publik, Bosnien und Herzegowina, Portugal und
Moldawien) und einen Evaluierungsbericht der
zweiten Evaluationsrunde (Slowenien) an.

Am 22. Januar 2003 nahm das Ministerkomitee das
Zusatzprotokoll zum Strafrechtsübereinkommen
über Korruption an. Es ergänzt das Strafrechtsüber-
einkommen vom 27. Januar 1999 um die Beste-
chung und Bestechlichkeit von Schiedsrichtern und
Schöffen.

Nach langen und kontroversen Vorarbeiten der Kor-
ruptionsarbeitsgruppe GMC nahm das Komitee der
Ministerbeauftragten (KMB) am 8. April 2003 die
Empfehlung zu „Allgemeinen Regeln gegen Kor-
ruption bei der Finanzierung politischer Parteien
und von Wahlkämpfen“ an. In der Empfehlung wird
der deutschen Position, wonach die Bekämpfung
von Korruption nicht das konkurrierende Ziel eines
demokratieangemessen geregelten Parteiwesens in
den Hintergrund drängen darf, Rechnung getragen.

3. Rechtliche Zusammenarbeit, Strafrechts-
fragen

a) Europäische Kommission für die Wirksamkeit der
Justiz (CEPEJ)

Die CEPEJ hat vom 5. bis 7. Februar 2003 ihre kon-
stituierende Sitzung abgehalten. Ziel der CEPEJ ist
vor dem Hintergrund von Artikel 6 EMRK die Stei-
gerung der Effizienz der Justiz durch eine verbes-
serte Zusammenarbeit zwischen den Staaten. Zu
diesem Zweck sollen insbesondere die in einzelnen
Mitgliedstaaten gemachten Erfahrungen überprüft,
mögliche Standards entwickelt und eine Umsetzung
internationaler Rechtsinstrumente zur Förderung
von Wirksamkeit und Fairness der Justizbehörden
erreicht werden.

b) Familienrecht

Die eingesetzten Arbeitsgruppen zur Adoption
(CJ-FA GT1) und zum Erbrecht (CJ-FA GT2) nah-
men im Berichtszeitraum ihre Arbeiten auf.

Das Übereinkommen über den Umgang mit Kindern
wurde am 15. Mai 2003 zur Zeichnung aufgelegt
(ETS 192). Die Verhandlungen über ein Mandat der
Europäischen Gemeinschaft, das die EG-Mitglied-
staaten ermächtigte, das teilweise in die EG-Zustän-
digkeit fallende Übereinkommen zu zeichnen, sind
noch nicht abgeschlossen.

c) Wahlrecht

Im Berichtszeitraum beauftragte das Komitee der
Ministerbeauftragten die Berichterstattergruppe
Rechtliche Zusammenarbeit (GR-J), die Empfeh-
lung der Parlamentarischen Versammlung zur Um-
wandlung des von der Venedig-Kommission ausge-
arbeiteten „Code of Good Practice in Electoral
Matters“ in eine Konvention zu überprüfen.

Die vom Komitee der Ministerbeauftragten mit dem
Auftrag der Entwicklung von Standards für die
Durchführung elektronischer Abstimmungen („E-Vo-
ting“) unter Berücksichtigung der unterschiedlichen
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Rahmenbedingungen in den Mitgliedstaaten einge-
setzte Multidisziplinäre Gruppe (IP 1-S-EE) nahm
ihre Arbeit an dem Entwurf einer Empfehlung auf.
Es wurden zwei Subgruppen gebildet, die rechtli-
che/operationelle Standards (EE-S-LOS) und tech-
nische Standards (EE-S-TS) erarbeiten sollen.

d) Migrationsrecht

Das Ad-hoc-Komitee der Experten zu Rechtsfragen
in Zusammenhang mit Asyl, Migration und Staaten-
losigkeit (CAHAR) beschloss die Annahme einer
Empfehlung betreffend die „Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe im Sinne der Genfer
Flüchtlingskonvention“, welche zuvor von einer
Unterarbeitsgruppe ausgearbeitet worden war. Die
Empfehlung liegt dem Ministerkomitee zur Verab-
schiedung vor.

Die bereits im Vorjahr eingerichtete Unterarbeits-
gruppe „Ausschlussklauseln“ setzte ihre Arbeiten
fort. Ziel ist die Erarbeitung eines Empfehlungsent-
wurfs betreffend die Anwendung der Ausschluss-
klauseln gemäß Artikel 1F der Genfer Flüchtlings-
konvention.

Die Einrichtung weiterer Unterarbeitsgruppen
wurde beschlossen. Eine Unterarbeitsgruppe soll
sich mit dem Thema „interne Vertreibungen“ befas-
sen, eine weitere mit dem Thema „zwangsweise
Rückführung“.

4. Terrorismusbekämpfung
Die nach dem 11. September 2001 im November
2001 eingerichtete „Multidisciplinary Group on In-
ternational Action Against Terrorism“ (GMT) been-
dete ihre Arbeiten mit Ablauf des 31. Dezember
2002. Das in der GMT erarbeitete Änderungsproto-
koll zu dem Übereinkommen des Europarates vom
27. Januar 1977 zur Bekämpfung des Terrorismus
wurde am 15. Mai 2003 in Straßburg zur Zeichnung
aufgelegt. Die Bundesrepublik Deutschland hat das
Änderungsprotokoll zusammen mit den anderen
EU-Mitgliedstaaten am selben Tag gezeichnet und
bereitet derzeit seine Ratifizierung vor.

5. Sozialpolitik
a) Gesundheitspolitik

Am 12./13. Juni 2003 fand in Oslo die 7. Gesund-
heitsministerkonferenz des Europarates zum Thema:
„Gesundheit, Würde und Menschenrechte“ statt.
Die Minister betonten das Ausmaß neuer sozialer
Herausforderungen, die sich durch die neuen Tech-
nologien und Veränderungen im Gesundheitsbereich
stellten. Am Ende der zweitägigen Konferenz verab-
schiedeten die Minister eine Erklärung, in der der
Europarat beauftragt wird, Maßnahmen vorzuschla-
gen, durch die die Ungleichheit beim Zugang zu
hochwertiger Gesundheitsfürsorge sowohl innerhalb
der Mitgliedstaaten als auch zwischen den einzelnen
Ländern reduziert werden könne. Die Erklärung

empfiehlt auch einen verstärkten Einsatz hochwerti-
ger Palliativmedizin für unheilbar kranke Menschen
zum Schutz ihrer Würde und Menschenrechte.

b) Behindertenpolitik

Auf Einladung der spanischen Regierung fand am
7./8. Mai 2003 in Malaga die Europäische Konfe-
renz der Minister, die für die Integration von Men-
schen mit Behinderungen verantwortlich sind, statt
(unter Beteiligung auch der Europaratbeobachter-
staaten). Hauptthema der Konferenz: „Verbesserung
der Lebensqualität von Menschen mit Behinderun-
gen: Steigerung einer kohärenten Politik durch volle
Teilhabe“. Unterthemen der Konferenz waren:

– „Förderung des Bürgerrechtes und der vollen
Teilhabe durch die Entwicklung effektiver ge-
setzlicher und politischer Vorschriften, um die
Chancengleichheit für Menschen mit Behinde-
rungen zu sichern“ sowie

– „Entwicklung innovativer Methoden für Dienst-
leistungen, die geplant werden, um die Bedürf-
nisse von Menschen mit Behinderungen zu erfül-
len“.

Ebenfalls diskutiert wurden Vorschläge zur Integra-
tion von Frauen mit Behinderungen und von Men-
schen mit Behinderungen mit einem hohen Unter-
stützungsbedarf. Die deutsche Delegation wurde
vom Beauftragten der Bundesregierung für die Be-
lange behinderter Menschen geleitet. Als Ergebnis
der Konferenz und als Beitrag zum Europäischen
Jahr der Menschen mit Behinderungen 2003 wurde
die Erklärung: „Fortschritte zu einer vollen Teilhabe
als Bürger“ verabschiedet, die fortentwickelte politi-
sche Standards im Einvernehmen aller Mitgliedstaa-
ten des Europarats festlegte. Die Erklärung bildet
die Grundlage für die Erarbeitung eines Aktions-
plans, der auf nationaler und internationaler Ebene
die erarbeiteten Prinzipien umsetzen soll.

c) Biomedizin

Im Berichtszeitraum wurde das Übereinkommen
über Menschenrechte und Biomedizin vom 4. April
1997 von Bulgarien ratifiziert, sodass am 30. Juni
2003 insgesamt 16 Ratifikationen vorlagen.

Die Bundesregierung setzte den Meinungsbildungs-
prozess zur Frage der Unterzeichnung des Biomedi-
zinübereinkommens fort. Entscheidungen hierzu
sind im Berichtszeitraum nicht getroffen worden.
Der Beitritt zu den Zusatzprotokollen setzt die
Zeichnung des Übereinkommens selbst voraus.

d) Europäische Sozialcharta (ESC)

Kritikpunkte zum Jahresbericht der Bundesrepublik
über die Umsetzung der Charta waren im Berichts-
zeitraum nicht zu verzeichnen; es lagen allerdings
vertiefende Nachfragen vor. Diese wurden im Dia-
log mit dem Überwachungsmechanismus der Charta
behandelt. 
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Angesichts der zunehmenden Schwierigkeiten der
Vertragsstaaten der ESC als auch der Revidierten
Sozialcharta, dem wachsenden Umfang der Be-
richtspflichten und veränderten Auslegungen durch
die Überwachungsgremien gerecht werden zu kön-
nen, fanden zusätzliche Vorschläge zur Erweiterung
des Verpflichtungsumfanges durch weitere Proto-
kolle zur Charta bei der überwiegenden Mehrheit
der Europaratsmitglieder keine Unterstützung, so-
dass die entsprechenden Vorhaben durch den Euro-
parat zurückgestellt wurden.

e) Gleichstellungsfragen

Die 5. Gleichstellungsministerkonferenz fand vom
22. bis 23. Januar 2003 in Skopje statt. Schwer-
punktthema war „Rollen von Frauen und Männern
in der Konfliktvermeidung, Friedensschaffung und
demokratische Prozesse in der post-Konflikt-Ära –
eine Gender-Perspektive“. Zur Umsetzung wurde
eine Expertengruppe zur Rolle von Frauen und
Männern im interkulturellen und zwischenreligiösen
Dialog zwecks Konfliktvermeidung, Friedensbil-
dung und Demokratisierung gebildet.

Vom 16. bis 18. Juni 2003 fand in Straßburg das
28. Treffen des Lenkungsausschusses „Chancen-
gleichheit zwischen Frauen und Männern“ (CDEG)
statt. Themenschwerpunkte:

– Stand der Arbeiten an einer europäischen Kon-
vention gegen Menschenhandel durch den Ad-
hoc-Ausschuss „Aktion gegen Menschenhan-
del“ (CAHTEH).

– Annahme der Empfehlung zur „ausgewogenen
Teilnahme von Frauen und Männern in politi-
schen und öffentlichen Entscheidungspositio-
nen“ durch das Ministerkomitee. 

– Fortgang der Arbeit der Expertengruppe zur Um-
setzung der Empfehlung zum „Schutz von
Frauen gegen Gewalt“.

– Berichterstattung zur Tätigkeit der informellen
„Expertengruppe zu Gender-Budgeting“ und der
„Expertengruppe zur Förderung von Gender-
Mainstreaming in Schulen“.

f) Europäischer Ausschuss für soziale Kohäsion
(CDCS)

Der Ausschuss für soziale Kohäsion befasste sich
im ersten Halbjahr 2003 mit der Umsetzung des in
2002 erarbeiteten Berichtes über den Zugang zu so-
zialen Rechten. Die überarbeitete Strategie über den
sozialen Zusammenhalt (Revised Strategy for Social
Cohesion) wurde angenommen. Die „Reflection
Group on Social Security“ setzte ihre Arbeiten fort.
Das Sekretariat berichtete in beiden Sitzungen des
CDCS über die Möglichkeiten der Anwendung der
„Methodologischen Benutzeranleitung für Indikato-
ren sozialer Kohäsion“. Das Forum 2003 mit dem
Titel „Social cohesion of public security: how
should Europe respond to collective feelings of inse-

curity?“ machte deutlich, dass der Europarat im So-
zialbereich aktuelle Problemlagen in den Mitglied-
staaten aufnimmt. 

Ein Arbeitsschwerpunkt des Sekretariates waren die
Konsultationen zur Stärkung der Arbeiten des Euro-
parates im „Bereich Kinder“ mit dem Ziel, ein be-
reichsübergreifendes Projekt zu entwickeln. Der
Ausschuss entschied, das Mandat des „Forum for
Children and Families“ um sechs Monate bis Juni
2004 zu verlängern. Der Ausschuss unterstützte die
deutsche Initiative eines Projektes im Themenfeld
Familie (Schwerpunkt: Beschreibung der Zusam-
menhänge von Familienpolitiken, Geburtenraten
und Bildung neuer Familienformen) und übertrug
das Projekt dem Ausschuss für Bevölkerungsfragen
zur weiteren Bearbeitung. Die Meinungsbildung des
CDCS zum Thema Aupair ergab, dass der Aus-
schuss die von Deutschland vorgeschlagene Überar-
beitung des einschlägigen Abkommens nicht
wünschte, sich aber die Möglichkeit offen hielt, zu
diesem Thema einen vertieften Meinungs- und In-
formationsaustausch durchzuführen. Die Arbeiten
im Bereich der Thematik der sozialen Dienste wur-
den fortgesetzt.

g) Jugendfragen

Der Aufforderung des Europaratsekretariates, zu ei-
nem Fragenkatalog zu nationalen und internationa-
len Freiwilligendiensten Stellung zu nehmen, kam
die Bundesregierung im April 2003 nach. Der Bei-
trag soll in eine Studie zu den Freiwilligendiensten
in Europa einmünden.

In Anlehnung an die Europäischen Jugendwochen
fand vom 6. bis 8. Mai 2003 in Straßburg eine Ver-
anstaltung zum Thema „Jugend und Globalisierung“
statt.

Seit April 2003 organisiert der Europarat ein Ju-
gendforschungsprogramm. In diesem Rahmen
wurde das Kooperationprojekt „Europa-Mittelmeer“
begonnen. Der Lenkungsausschuss Jugend befasste
sich intensiv mit Wechselwirkungen zwischen Kin-
der-, Jugend- und Familienpolitik in Europa. Er be-
schloss, im Jahr 2004 dazu eine Konferenz oder ein
Seminar auszurichten.

h) Tierschutz

Im Rahmen der Vierten Multilateralen Konsultation
zum Europäischen Übereinkommen vom 18. März
1986 zum Schutz der für Versuche und andere wis-
senschaftliche Zwecke verwandten Wirbeltiere wur-
den Arbeiten an ausführenden Empfehlungen zur
Haltung von Versuchstieren fortgesetzt, dies auch in
Vorbereitung auf die nächste multilaterale Konsulta-
tion, die für 2004 geplant ist. 

Die Arbeiten zur Novellierung des aus dem Jahre
1968 stammenden Europäischen Übereinkommens
über den Schutz von Tieren beim internationalen
Transport wurden fortgesetzt.
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6. Raumordnerische Zusammenarbeit, 
Kommunal- und Regionalpolitik

a) Raumordnungspolitik

Das unter dem Dach des Europarates durchgeführte
Projekt „CEMAT-Modellregionen“, das vom Bun-
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen unterstützt wurde, wurde im Juni 2003 abge-
schlossen. Das Projekt unterstützte modellhaft die
Einführung einer modernen, wettbewerbsorientier-
ten und nachhaltigen Regionalplanung in den russi-
schen Regionen Leningrad und Moskau. Ziel waren
Demokratisierung der Regionalplanung und ein mo-
dernes Regionalmanagement. Die Landkreise und
Gemeinden haben sich aktiv an diesem Projekt be-
teiligt. Neue Formen der Zusammenarbeit und
Kommunikation zwischen den Regierungen der Re-
gionen und den Landkreisen sowie lokalen Gebiets-
körperschaften konnten erprobt werden.

b) Kommunal- und Regionalpolitik

Deutschland beteiligte sich im Berichtszeitraum ak-
tiv an Überlegungen zu einer Regionalcharta des
Europarates und hatte dabei eine Moderatorenrolle
übernommen („Berlin-Gruppe“). Parallel wurde an
einer (alternativen) Empfehlung für regionale Selbst-
verwaltung gearbeitet. Das Gesamtvorhaben blieb
jedoch unter den Mitgliedstaaten umstritten. Nach-
dem bereits bei der Kommunalministerkonferenz im
Juni 2002 in Helsinki eine Grundsatzentscheidung
gescheitert war, wird die Regionalministerkonferenz
im Jahr 2004 zwischen den bestehenden Optionen
wählen müssen.

7. Sport
Auf Einladung der UNESCO fand am 9./10. Januar
2003 ein Runder Tisch der UNESCO-Sportminister
in Paris statt. Der Europarat nahm an diesem Treffen
teil. Als wesentliches Ergebnis war die Empfehlung
an die UNESCO zu verzeichnen, in Zusammenar-
beit mit den VN, Europarat, IOC und Welt-Anti-Do-
ping-Agentur eine Internationale Konvention zur
Bekämpfung des Dopings zu erarbeiten. Grundlage
hierfür soll im Wesentlichen die Anti-Doping-Kon-
vention des Europarates von 1989 sein. Die Interna-
tionale Konvention soll spätestens bis zu den Olym-
pischen Winterspielen 2006 angenommen werden.
Zur Vorbereitung der Internationalen Konvention
hatte sich im Vorfeld des Runden Tisches eine ge-
mischte Expertengruppe aus Vertretern des Europa-
rates und der UNESCO auf einen ersten gemeinsa-
men Entwurf verständigt. Die Arbeiten zur
Internationalen Konvention standen von daher auch
im Mittelpunkt der dopingpolitischen Aktivitäten
der Beobachtenden Begleitgruppe zur Anti-Doping-
Konvention am 29./30. April 2003 und ihrer
Arbeitsgruppe „Recht“ am 5./6. Juni 2003. Vertreter
des Europarates nahmen auch an der ersten
UNESCO-Expertensitzung vom 24. bis 26. Juni
2003 in Paris teil. 

Das vom Ständigen Ausschuss zur Gewaltkonven-
tion initiierte Handbuch zur Gewaltprävention
wurde im Januar 2003 vorgelegt. Zur Umsetzung
konnte im Verlaufe des Jahres 2003 eine Handrei-
chung über besonders gelungene Beispiele zur Ge-
waltprävention aus den einzelnen Mitgliedstaaten
erstellt werden. Die 23. Sitzung des Ständigen Aus-
schusses vom 25. bis 26. Juni 2003 in Lissabon be-
schäftigte sich schwerpunktmäßig mit der Einbin-
dung der Regionen und Kommunen bei der
Gewaltprävention. 

An der unter deutschem Vorsitz stattgefundenen Sit-
zung der Arbeitsgruppe Sport und Umwelt am
3. April 2003 nahm erstmals ein Vertreter von
UNEP (Umweltprogramm der Vereinten Nationen)
teil. Die zur Implementierung des von der 9. Euro-
päischen Sportministerkonferenz im Jahre 2000
angenommenen Codices Sport und Umwelt einge-
richtete Arbeitsgruppe stellte fest, dass die Anforde-
rungen des Codices noch nicht überall erfüllt seien.
Weitere Umfragen bei den Mitgliedstaaten wurden
daher initiiert.

8. Bildung und Kultur

Das interkulturelle Forum des Europarates versam-
melte im Februar 2003 in Straßburg Kulturschaf-
fende wie Regierungsvertreter der Mitgliedstaaten,
um den beim ersten Forum im Oktober 2002 begon-
nenen Dialog fortzusetzen und Weichenstellungen
für die Kulturministerkonferenz zum interkulturel-
len Dialog im Oktober 2003 in Opatija (Kroatien)
vorzunehmen. Die zu verabschiedende Erklärung
wurde im Laufe der nächsten Monate durch den
Lenkungsausschusses für Kultur weiter angerei-
chert. 

Die Initiative des Europarates, dem innerhalb des
Kulturhaushalts angesiedelten Programm der Kul-
turrouten zur Verbindung der Bewahrung kulturel-
len Erbes mit Anforderungen des Tourismussektors
in Form eines Teilabkommens einen veränderten
Status einzuräumen, wurde kontrovers diskutiert.
Deutschland hatte sich – vor allem wegen finanziel-
ler Folgelasten – gegen ein Teilabkommen ausge-
sprochen.

Vom 30. April bis 4. Mai 2003 führte das Georg-
Eckert-Institut für Schulbuchforschung mit finanzi-
eller Unterstützung des Auswärtigen Amtes eine
Konferenz zum Thema „1848 in der europäischen
Geschichte“ durch. Das Symposium galt als Auf-
taktveranstaltung eines Europaratsprojektes mit dem
Titel „Europäische Dimension im Geschichtsunter-
richt“, in dessen Rahmen neben Folgekonferenzen
zu weiteren herausragenden Daten der europäischen
Geschichte auch die Produktion von CD-ROMs für
den Schulunterricht vorgesehen ist.

Im Zeitraum von Februar 2002 bis Juni 2004 fördert
die Bundesregierung das Projekt „Sarah – Hagar“,
womit die Bereiche Religion, Politik und Gender
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miteinander verknüpft werden. Das Projekt wendet
sich an Frauen, die in unterschiedlichen (monotheis-
tischen) Religionsgemeinschaften oder politisch en-
gagiert sind. Das Projekt „Sarah – Hagar“ begreift
sich als Teil eines umfassenderen Prozesses inter-
kultureller Verständigung, wobei Religion wie Poli-
tik als zentrale Element der Gestaltung und Organi-
sation von Gesellschaft an der Ausgestaltung und
Zuweisung von sozialen Rollen und Geschlechter-
rollen beteiligt sind. Im Rahmen des Projektes soll
ein Kommunikations- und Dialogprozess angeregt
werden, der als Basis für eine intensive Zusammen-
arbeit und wechselseitige Unterstützung dienen
kann.

9. Medien
Der Lenkungsausschuss für Massenmedienpolitik
(CDMM) setzte die Umsetzung des auf der 6. Me-
dienministerkonferenz 2000 verabschiedeten

Aktionsplanes fort. Er stellte Entwürfe einer Emp-
fehlung und einer Erklärung zur Information der
Medien bei Strafprozessen sowie einer Empfehlung
über Maßnahmen zur Förderung des demokrati-
schen und sozialen Beitrags des digitalen Rund-
funks fertig. Letztere Empfehlung wurde vom Ko-
mitee der Ministerbeauftragten am 28. Mai 2003
verabschiedet. Vorbereitungsarbeiten für die 7. Me-
dienministerkonferenz im Herbst 2004 in Kiew wur-
den aufgenommen.

Der Ständige Ausschuss des Europäischen Überein-
kommens über das grenzüberschreitende Fernsehen
verabschiedete ein Arbeitsprogramm zur Prüfung
einer möglichen Aktualisierung des Übereinkom-
mens infolge neuer Markt- und Technologiebedin-
gungen. Danach sollen insbesondere Fragen des zu-
künftigen Anwendungsbereiches, der Rechtshoheit
sowie eine Neufassung der Werbevorschriften erör-
tert werden.
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Anlage 1 
Statistische Angaben
Das Ministerkomitee trat im Berichtszeitraum einmal (am 14. bis 15. Mai 2003 in Straßburg) zusammen.

Das Komitee der Ministerbeauftragten trat im Berichtszeitraum zu 25 ordentlichen Sitzungen zusammen. Dabei wur-
den im Jahre 2003 insgesamt 10 873 Tagesordnungspunkte behandelt. (Das Zahlenmaterial bezüglich der Tagesord-
nungspunkte ist nur jährlich verfügbar.)

Anlage 2 
Statistische Angaben
Empfehlungen der Parlamentarischen Versammlung des Europarates, zu denen das Komitee der Ministerbeauftragten
im Berichtszeitraum Antworten gegeben hat: 

Nr. 
der Empfehlung

Datum 
der Empfehlung

Datum 
der Antwort Titel

1516 22.5.2001 8.4.2003 Parteienfinanzierung

1523 26.6.2001 27.2.2003 Häusliche Sklaverei

1527 27.6.2001 22.1.2003 EuR-Konvention Über die Überstellung von Verurteil-
ten – Analyse und Empfehlungen

1544 8.11.2001 27.2.2003 Anwendung des Propiska-Systems auf Auswanderer, 
Asylbewerber und Flüchtlinge in EuR-Mitgliedstaaten: 
Wirkungen und Abhilfen

1547 22.1.2002 22.1.2003 Ausweisungsprozeduren in Übereinstimmung mit Men-
schenrechten und durchgeführt unter Beachtung von 
Sicherheit und Würde

1551 26.3.2002 16.4.2003 Follow-up zur europäischen Strategie für Kinder

1552 26.3.2002 19.6.2003 Berufsbildung junger Asylbewerber in den Gaststaaten

1555 24.4.2002 30.4.2003 Frauenbild in den Medien

1556 24.4.2002 5.6.2002 Religion und Wechsel in MOE 

1557 25.4.2002 11.6.2003 Rechtliche Stellung der Roma in Europa

1558 25.4.2002 9.1.2003 Fischerei in europäischen Randmeeren

1559 26.4.2002 9.1.2003 Ausbildung der Arbeitnehmer im Gebrauch neuer Tech-
nologien

1560 26.4.2002 12.3.2003 Konzertierte Anstrengungen zur Behandlung von 
Rückenmarksverletzungen

1561 29.5.2002 19.6.2003 Sozialmaßnahmen für Kriegskinder in Südosteuropa

1562 29.5.2002 26.3.2003 Kontrolle der Diagnose und Behandlung hyperaktiver 
Kinder in Europa
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n o c h  Anlage 2
1566 24.6.2002 27.2.2003 Europäische Kulturzusammenarbeit und die künftige 
Rolle der Parlamentarischen Versammlung

1567 25.6.2002 22.1.2003 Parlamentarische Kontrolle internationaler Institutionen

1568 26.6.2002 22.1.2003 Künftige Zusammenarbeit europäischer Institutionen

1570 27.6.2002 5.2.2003 Lage von Flüchtlingen und Vertriebenen in Armenien, 
Aserbeidschan und Georgien

1571 28.6.2002 27.2.2003 Einschränkung von Umweltgefahren durch die Zerstö-
rung chemischer Waffen

1574 3.9.2002 9.1.2003 Europäischer Geist in Museen

1575 3.9.2002 9.1.2003 Einführung eines Gütezeichens für Lebensmittelerzeug-
nisse von Bergbauernhöfen

1576 23.9.2002 26.3.2003 Durchführung von EGMR-Entscheidungen durch die 
Türkei

1578 24.9.2002 22.1.2003 Der EuR und die neuen Fragen zum Bau Europas

1579 25.9.2002 16.4.2003 EU-Erweiterung und die Region von Kaliningrad

1580 25.9.2002 19.6.2003 Die Lage in Georgien und ihre Auswirkungen auf die 
Stabilität der Kaukasusregion

1581 25.9.2002 19.6.2003 Gefahren für die Integrität des Internationalen Straf-
gerichtshofes

1582 27.9.2002 28.5.2003 Häusliche Gewalt gegen Frauen

1588 27.1.2003 19.6.2003 Bevölkerungsverschiebungen in Südosteuropa: Trends, 
Probleme, Lösungen

1593 29.1.2003 28.5.2003 Evaluierung der Aussichten auf eine politische Lösung 
des Tschetschenienkonflikts

1600 2.4.2003 28.5.2003 Lage der Menschenrechte in Tschetschenien

1603 3.4.2003 11.6.2003 Europa und der Krieg in Irak

Nr. 
der Empfehlung

Datum 
der Empfehlung

Datum 
der Antwort Titel
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Anlage 3 
Statistische Angaben
Deutschland ratifizierte im Berichtszeitraum zwei Übereinkommen:

Deutschland zeichnete  im Berichtszeitraum drei Übereinkommen:

Deutschland kündigte im Berichtszeitraum ein Übereinkommen:

Anlage 4 
Statistische Angaben
Im Jahr 2003 hat das Komitee der Ministerbeauftragten zu zwölf Empfehlungen des Kongresses der Gemeinden und
Regionen Antworten gegeben. 

(Das Zahlenmaterial bezüglich der Antworten des KMB ist nur jährlich verfügbar.)

22.1.2003 ETS 143 Revidiertes Europäisches Übereinkommen zum Schutz des archäologischen 
Erbes

12.3.2003 ETS 181 Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen zum Schutz des Men-
schen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten bezüg-
lich Kontrollstellen und grenzüberschreitendem Datenverkehr

28.1.2003 ETS 189 Zusatzprotokoll zum Europäischen Übereinkommen über Datennetzkrimina-
lität betreffend die Pönalisierung von Handlungen rassistischer und frem-
denfeindlicher Art begangen durch Computersysteme

15.5.2003 ETS 190 Ergänzungsprotokoll zum Europäischen Übereinkommen zur Bekämpfung 
des Terrorismus

15.5.2003 ETS 191 Zusatzprotokoll zum Strafrechtsübereinkommen über Korruption

22.1.2003 ETS 66 Europäisches Übereinkommen über den Schutz archäologischen Kulturgutes
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